










































































































































































































































































verhältnisse des ersten Arbeitsmarktes, wobei prinzipiell keine ex­
plizite Zielgruppenbeschränkung besteht. Schon aus diesem Grund 
unterscheidet sich das Projekt ESPORA von den oben skizzierten 
Maßnahmebereichen, die sich im Wesentlichen auf Langzeitarbeits­
lose konzentrieren. ESPORA ist vor allem in der Bau- und Metall­
branche, aber auch in den Bereichen Büro und Handel aktiv. 

Im Gegensatz zur privatwirtschaftlichen Arbeitskräfteüberlas­
sung werden die Arbeitskräfte hier nach sozialrechtlichen Kriterien 
angestellt und können maximal zwei Jahre in der Maßnahme ver­
bleiben. Die Überlassung hat den Charakter einer verlängerten Pro­
bezeit ohne Risiko für Betriebe und Beschäftigte. Während der 
Stehzeiten wird versucht, Weiterbildung anzubieten. 

Die Evaluierung von ESPORA7 lässt sich folgendermaßen zusam­
menfassen: 
• Erfasst werden nahezu ausschließlich jüngere Männer (Durch­

schnittsalter 30 Jahre), wobei die Dauer der Arbeitslosigkeit in 
der Regel unter sechs Monaten liegt. 

• Die Weiterbeschäftigungsquote bei den Beschäftigungsbetrieben 
(also jenen, an die die Arbeitskräfte überlassen wurden) liegt bei 
knapp 42 %. 

• Die Weiterbeschäftigungsquote bei Drittbetrieben beträgt rund 
19%. 

• Auch die längerfristigen Verbleibsergebnisse sind positiv zu be­
werten. 

Insgesamt gesehen handelt es sich hierbei also um ein arbeitsmarkt­
politisch durchaus effektives Instrument, das wegen seiner selekti­
ven TeilnehmerInnenstruktur bisher nur bedingt für die arbeits­
marktpolitischen Problemgruppen nutzbar gemacht werden konnte. 
Allerdings sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass 
gegenwärtig eine weitere Einrichtung der Arbeitskräfteüberlassung 
aufgebaut wird, die sich explizit an langzeitarbeitslose Personen 
wendet. 

Die oben skizzierte gemeinnützigen Beschäftigungsmaßnahmen 
sind zwar auch für junge Erwachsene offen, vorwiegend allerdings 
für jene, die eine Schul- oder Berufsausbildung abgebrochen bzw. 
eine solche gar nicht begonnen haben. Für Lehrstellensuchende -
und wie in den nächsten Abschnitten dieses Beitrages ersichtlich 
wird, ist die Jugendarbeitslosigkeit in Österreich vorwiegend ein 

7 Vgl. Brandstätter, Sigrid: Gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassung als strategisches 
Instrument der Arbeitsmarktpolitik. In: Stelzer-Orthofer, Christine: Strategien ge­
gen Arbeitslosigkeit. Linz: Sozialwissenschaftliche Vereinigung 1998. 
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Problem des Lehrstellenmarktes - bieten sie im Sinne der Berufs­
bildung keine Perspektive. Gemeinnützige Beschäftigung und die 
Maßnahmen gegen die Jugendarbeitslosigkeit sind also in Österreich 
noch zwei eher getrennte Interventionsbereiche der Arbeitsmarkt­
politik. 

2 Jugendarbeitslosigkeit und Dynamik am Lehrstellenmarkt 

2.1 Ausbildungsmuster 

Berufsspezifische Bildungsabschlüsse können im Anschluss an die 
neunjährige Schulpflicht in unterschiedlichen Ausbildungsformen 
erworben werdenS. Charakteristisch für das österreichische Berufs­
bildungssystem ist die Kombination eines entwickelten Lehrlings­
systems mit einem umfassenden schulischen Berufsbildungssystem.9 

Etwa 40 % (1999/2000) der AbsolventInnen der neunjährigen 
Schulpflicht ergreifen eine duale Ausbildung, also eine Lehre in 
einem der etwa 240 Berufe umfassenden Lehrberufsliste. Die Praxis 
zeigt jedoch eine starke Konzentration auf insgesamt etwa 20 Lehr­
berufe, in denen etwa zwei Drittel aller Lehrlinge ausgebildet wer­
den. 

Die Daten zur Vorbildung von LehranfängerInnen ergeben, dass 
insgesamt etwa 29 % (Ausbildungsjahr 1996/97) aus Berufsbilden­
den mittleren oder höheren Schulen kommen (AHS 5,7 %, BHS 
9,4 % und BMS 13,9 %). Dabei handelt es sich in sehr hohem 
Maße um AbbrecherInnen; vor allem jene aus Hauptschule oder 
Polytechnischer Schule haben den jeweiligen Schultyp zumeist ab­
geschlossen1o• Die Lehrausbildung bildet somit auch ein Auffang­
becken für SchulabbrecherInnen aus weiterführenden Schulformen. 
Zum anderen zeigt sich aber auch, dass der Anteil von Schulabsol­
ventInnen zugenommen hat und dadurch ein Selektionsmechanis­
mus in Gang gesetzt wird, der LehranfängerInnen aus Hauptschulen 
benachteiligt. Die aussichtsreichen und attraktiveren Lehrberufe re­
krutieren ihre LehranfängerInnen überproportional aus dem AHS-

8 Eine weiterführende Ausbildung nach der Schulpflicht beginnen oder führen nach 
den Statistiken zufolge etwa 95 % eines Altersjahrgangs fort. Vgl. dazu Schnee­
berger, A.lKastenhuber, B.: Entwicklungen und Probleme des Lehrstellenmarktes. 
Wien: ibw 1998, S. 18. 

9 Vgl. Lassnigg, L.: Das Bildungsverhalten der Jugendlichen in der österreichischen 
Berufsbildung und einige Aspekte der Qualifizierungspolitik. In. BMAGS (Hg.): 
Jugend, Bildung, Beschäftigung. Wien: 1997. 

10 Vgl. BMwA: Berufsbildungsbericht 1999. Wien: 1999. 
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Bereich und aus AbbrecherInnen aus weiterführenden Schulen, die 
unattraktiveren Berufe aus den PflichtschulabgängerInnen. Die tra­
ditionellen Facharbeiterberufe im Metallbereich rekrutieren schwer­
punktmäßig aus dem Polytechnischen Lehrgang, die weiblichen 
Lehrberufe haben einen überproportionalen Anteil an ZugängerIn­
nen aus den mittleren Schulen. Lehrlinge besuchen während der 
gesamten Lehrzeit (in der Regel drei, teilweise bis zu vier Jahre lang) 
eine Berufsschule, in der die theoretische und berufspraktische Aus­
bildung erfolgt. Die Ausbildung am Arbeitsplatz erfolgt durch Lehr­
meister auf der Grundlage von nationalen Lehrplänen. Die Beset­
zung der Lehrstellen erfolgt durch Vermittlung des Arbeitsmarkt­
service oder durch direkte Bewerbung der Jugendlichen bei den 
Unternehmen. Die Aufnahme in ein Lehrverhältnis liegt in der 
Entscheidung der Betriebe. Das duale Berufsausbildungssystem 
sieht - allerdings nicht verpflichtend - eine Lehrabschlussprüfung 
und die Aushändigung eines Abschlusszertifikats, etwa eines Gesel­
lenbriefes, vor. 

Einen zweiten bedeutenden Strang der Berufsausbildung stellen in 
Österreich die Berufsbildenden mittleren und höheren Schulen dar. 
Zu den Berufsbildenden mittleren Schulen (BMS; 13,7 % aller Schü­
lerInnen der 10. Schulstufe) sind insbesondere Fachschulen in den 
Bereichen Technik, Gewerbe, Bekleidung, Fremdenverkehr, Büro 
und Verwaltung, Soziale Dienste, Hauswirtschaft und Landwirt­
schaft zu zählen. Die Ausbildungen dauern zwischen zwei (bildet 
allerdings die Ausnahme) und vier Jahren. Mit Beendigung der 
Ausbildung wird ein Abschluss erworben, der mit jenem der dualen 
Ausbildung gleichwertig ist. In diesem Ausbildungsbereich domi­
nieren Mädchen. Charakteristisch für die Berufsbildenden höheren 
Schulen (BHS, 24 %) ist die Doppelqualifikation: Zum einen erwirbt 
man mit dem Reifezeugnis das Recht zum Hochschulzugang (und 
zwar für alle Studienrichtungen), zum anderen wird eine berufliche 
Qualifikation vermittelt. Die BHS haben die gleichen fachlichen 
Ausrichtungen wie die BMS. 

Die AHS-Oberstufe (21 %) als dritter Strang der Sekundaraus­
bildung führt bei Ablegen der Reifeprüfung primär zum Übertritt an 
die Hochschule. Nur ein geringer Teil der AbsolventInnen nimmt 
direkt nach Ablegen der Reifeprüfung eine Beschäftigung auf (8 %), 
weniger als 5 % beginnen noch eine Lehrausbildung. 

Kennzeichnend für das österreichische Ausbildungssystem ist 
weiterhin die schwache Struktur der postsekundären Ebene, was 
sich in einer geringen Quote an HochschulabsolventInnen und am 
erst beginnenden Ausbau der Fachhochschulen zeigt. Seit dem Aus­
bildungsjahr 1994/95 wurden in Fachhochschulen insgesamt etwa 30 
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drei- oder vierjährige post-sekundäre Ausbildungsgänge etabliert, 
die eine starke Praxisorientierung aufweisen. Neue Ausbildungsgän­
ge werden jeweils nur nach Vorliegen einer Bedarfsanalyse und nach 
Akkreditierung durch den Fachhochschulbeirat eingerichtet. 

Übersicht: SchülerInnen in der 10. Schulstufe nach Bildungstyp 
(in %) 

1985/86 1990/91 1996/97 

Lehrausbildung 46,7 47,4 38,4 

BMS 15,8 13,9 13,7 

BHS 16,3 20,8 24,0 

AHS 16,3 16,6 21,0 

Nicht im Bildungssystem 4,9 1,3 2,8 

Quelle: AMS/BIQ; BMUkA; ÖSTAT 

2.2 Probleme am Lehrstellenmarkt 

Die Arbeitslosigkeit von Jugendlichen in Österreich verzeichnet seit 
Anfang der 90er Jahre wieder einen starken Anstieg, nachdem sie 
bereits Mitte der 80er Jahre bedrohliche Ausmaße erreicht hatte, 
eine Entwicklung, die sich aufgrund demografischer Trends, aber 
auch wegen der Bereitschaft zu längerer schulischer Ausbildung und 
eines arbeitsmarktpolitischen Maßnahmebündels nicht fortsetzte. 

Diese Erholungsphase war allerdings ein vorübergehendes Phä­
nomen, das Anfang der 90er Jahre zu Ende ging. Ab 1993 kam es 
wieder zu einem deutlichen Anstieg der Zahl vorgemerkter Jugend­
licher, insbesondere wegen der enger gewordenen Zugangsmöglich­
keiten auf dem Lehrstellenmarkt. Auffallend war der seit Mitte der 
90er Jahre festzustellende drastische Rückgang des Lehrstellenange­
bots und dementsprechend massive Anstieg der vorgemerkten Lehr­
stellensuchenden. Diese Entwicklung hat die politischen Akteure 
auf den Plan gerufen und entsprechende Interventionen zur Förde­
rung der Lehrausbildung zur Folge gehabt (siehe unten). 

Der abnehmende Lehrlingsbedarf hat im Wesentlichen struktu­
relle Ursachen. Im Zuge dieser Strukturveränderungen kam es zu 
deutlichen Arbeitsplatzverlusten in traditionellen Beschäftigungsbe­
reichen, insbesondere dem Produktionssektor, in denen auch ein 
Großteil der Lehrberufe angesiedelt war. Dem expandierenden 
Dienstleistungsbereich dagegen kommt im Rahmen der dualen Be­
rufsausbildung noch eher eine untergeordnete Rolle zu. Allerdings 

142 



zeichnet sich im Bereich der IT-Berufe ein Anstieg der Lehranfän­
gerInnen ab. Neue Formen der Arbeitsorganisation und technolo­
gische Anpassungsprozesse schränken die Möglichkeiten längerfris­
tig orientierter Personalplanung ein, was auch zu Einschränkungen 
bei der Lehrausbildung führt. Derzeit lassen sich Substitutionspro­
zesse bei Lehrlingen durch angelernte Arbeitskräfte vor allem im 
kaufmännischen Bereich, bei Büroarbeiten, im Reisebüromanage­
ment beobachten, wo sich Arbeitsvorgaben des mittleren Manage­
ments mit geeigneten Softwareprogrammen standardisieren und au­
tomatisieren lassen. Auf Betriebsseite wird die nachlassende Aus­
bildungsbereitschaft vor allem mit den hohen Ausbildungskosten 
und der Rigidität rechtlicher Rahmenbedingungen (z. B. Kündi­
gungsschutz bei Lehrlingen) begründet. 

Ein Teil der sinkenden Lehrlingsnachfrage konnte durch einen 
Wechsel der schulischen Ausbildung kompensiert werden, aller­
dings aufgrund begrenzter Kapazitäten der BMS und BHS nur 
teilweise. 

2.3 Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 

Im nationalen Aktionsplan für Beschäftigung kommt der Bekämp­
fung der Jugendarbeitslosigkeit eine große Bedeutung zu. Ausge­
hend von der Überzeugung, dass die günstige Situation Österreichs 
im EU-Kontext in erster Linie auf die Qualität der Ausbildung 
zurückzuführen ist, konzentrieren sich die Anstrengungen auf die 
Weiterentwicklung und Anpassung des dualen Ausbildungssystems. 
Mit einem Bündel unterschiedlicher Maßnahmen soll sichergestellt 
werden, dass möglichst allen ausbildungswilligen und ausbildungs­
fähigen Jugendlichen eine Lehrstelle zur Verfügung steht. 

Dabei steht das Bemühen im Vordergrund, zunächst durch geeig­
nete Maßnahmen das Lehrstellenangebot der Unternehmen zu er­
höhen. Eine Ausweitung des Lehrstellenangebots soll vor allem 
durch folgende Instrumente erreicht werden: 
• Neue Lehrberufe 
• Anreizsystem für Ausbildungsbetriebe: Betriebe, die Lehrlinge 

ausbilden, kommen in den Genuss folgender Begünstigungen: 
- Steuerfreibetrag von 20.000 ATS 
- Befreiung von Beiträgen zur Unfallversicherung für die Dauer 

eines Jahres 
• Lehrstellenförderung: Betriebe, die jenen Lehrstellensuchenden 

ein Lehrverhältnis anbieten, die bereits längere Zeit beim AMS 
vorgemerkt sind, erhalten dafür eine Förderung. 
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• Lehrstellenangebote des öffentlichen Dienstes: Zur Aufnahme 
von SchulabgängerInnen der Jahre 1998 und 1999 soll der öffent­
liche Dienst durch die Bereitstellung von Ausbildungsplätzen 
einen Beitrag leisten. 

Um Angebot und Nachfrage besser aufeinander abzustimmen, wer­
den gleichzeitig Maßnahmen ergriffen, die Motivation und Eignung 
der Lehrstellensuchenden verbessern. Die Heranführung der Ju­
gendlichen an eine Berufsausbildung soll im Wesentlichen durch 
Maßnahmen zur Berufsorientierung und -vorbereitung verbessert 
werden. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass immer 
wieder Betriebe trotz einer großen Zahl nachfragender Jugendlicher 
keine geeigneten BewerberInnen finden. 

In Anbetracht der demographischen Entwicklung wird allerdings 
davon ausgegangen, dass diese Maßnahmen alleine nicht ausreichen 
werden, um eine Versorgung aller lehrstellensuchenden Jugend­
lichen zu gewährleisten. Aus diesem Grund sind eine Reihe von 
Maßnahmen konzipiert worden, die die nicht vermittelten - oder 
nicht vermittelbaren - Jugendlichen auffangen sollen. Für diese 
Maßnahmen gilt das Prinzip der N achrangigkeit, d. h. sie sollen 
nur dann eingesetzt werden, wenn tatsächlich ein Lehrstellenmangel 
besteht und auch nur in dem Umfang, der notwendig ist, dieses 
Defizit auszugleichen. 

Für die Erweiterung des traditionellen Ausbildungsbereichs sind 
im nationalen Aktionsplan eine Reihe von Auffangmaßnahmen vor­
gesehen, die dann zum Einsatz kommen, falls sich das reguläre 
Lehrstellenangebot als unzureichend erweist: 
• Lehrlingsstiftungen: Stiftungs maßnahmen für Jugendliche wer­

den als Auffangmaßnahme in "Besonderen Ausbildungseinrich­
tungen" (nach § 30 BAG) durchgeführt. Die Ausbildung orien­
tiert sich an Lehrberufsinhalten, wobei der Praxis anteil mindes­
tens 60 % betragen soll. Während der Teilnahme wird eine Ver­
mittlung in reguläre Lehrverhältnisse angestrebt, was durch lau­
fende Betreuung und Vermittlungsversuche seitens des AMS 
sichergestellt werden soll . 

• Berufslehrgänge: Dieses Angebot für Jugendliche ohne Lehrstelle 
soll als Auffanginstrument eingesetzt werden, wenn bis Novem­
ber des jeweiligen Ausbildungsjahres kein Ausbildungsplatz zur 
Verfügung steht. Es ist vorgesehen, dass nach spätestens einem 
Jahr ein Übertritt in ein reguläres Lehrverhältnis erfolgt. Die 
Lehrgangszeit wird voll auf die Lehrausbildung angerechnet. 
Für die Durchführung ist auch die Nutzung der bestehenden 
Schulinfrastruktur (BS, HTL) vorgesehen. 

144 



• Vorlehre: Die zweijährige Vorlehre soll eine Alternative zur 
Hilfsarbeiterlnnentätigkeit für jene Jugendlichen darstellen, für 
die eine reguläre Lehrausbildung eine Überforderung bedeuten 
würde. Ziel ist jedoch ein anschließender Übertritt in ein Lehr­
verhältnis . 

Die bildungspolitische Bedeutung dieser letztgenannten Maßnah­
men besteht darin, dass sie eine Differenzierung der klassischen 
dualen Ausbildung darstellen. Mit der Vorlehre wird - allerdings 
nur für eine spezifische Zielgruppe - eine Zwischenstufe auf dem 
Weg von der Schule in eine Lehrausbildung eingeführt. Mit den 
Berufslehrgängen und Lehrlingsstiftungen werden Teile der betrieb­
lichen Ausbildung in außerbetriebliche Einrichtungen verlagert. 

Eine Evaluierung des Auffangnetzes11 (Lehrgänge und Lehrlings­
stiftung) hat gezeigt, dass ingsamt etwa 4.000 Jugendliche im Aus­
bildungsjahr 1998/99 einen Ausbildungsplatz im Auffangnetz erhal­
ten haben. Bei den Berufslehrgänge sind 63 % der TeilnehmerInnen 
in ein reguläres betriebliches Ausbildungsverhältnis übergetreten. 
Bei den Stiftungen betrug die Lehrstellenvermittlungsquote 52 %. 
Damit kommt dem Auffangnetz eine wichtige Rolle bei der Anbah­
nung von Lehrverhältnissen für jene Jugendlichen zu, die im Zuge 
der regulären Lehrstellensuche erfolglos blieben. 

3 Probleme an der zweiten Schwelle 

Jugendarbeitslosigkeit wird in Österreich bis heute immer noch als 
Phänomen am Übergang von der schulischen Ausbildung in die 
berufliche Ausbildung diskutiert. Die Übertrittsproblematik an der 
zweiten Schwelle, also vom Übergang aus der beruflichen Bildung in 
die Berufsstätigkeit bleibt noch ausgeblendet. Eine nähere Befassung 
mit den Prozessen an der zweiten Schwelle zeigt jedoch, dass es auch 
hier zu Friktionen kommt, die als Jugendarbeitslosigkeit manifest 
werden können. 

11 Siehe dazu Lechner, F.!Michenthaler, G.!Riesenfeider, A.!Wilisberger, B.: Beglei­
tende Bewertung der NAP-Maßnahmen für Jugendliche. Zweiter Zwischenbericht. 
Wien: 2000. 
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3.1 Beruflicher Verbleib von Lehrabsolventinnen 

Der Verbleib von LehrabsolventInnen wird von den bildungs- und 
arbeitsmarktpolitischen Akteuren in Österreich primär als Mobili­
tätsproblem innerhalb des Beschäftigungssystems gesehen und we­
niger als Übertrittsprozess mit möglichen Friktionen. Diese Sicht­
weise resultiert aus dem ambivalenten Charakter des Ausbildungs­
verhältnisses von Lehrlingen. Ihre Position ist zum einen ein modi­
fiziertes Beschäftigungsverhältnis, das dem Erwerbssystem zuzu­
rechnen ist, zum anderen ist es auch ein Ausbildungsverhältnis mit 
einer Einbindung in das Bildungssystem. 

Studien zu Beginn der 90er Jahre haben den Prozess der Berufs­
einmündung von Lehrabsolventlnnen näher beleuchtet und dabei 
festgestellt, dass das im dualen System oft vorherrschende Bild vom 
reibungslosen innerbetrieblichen Übergang aus einer qualitativ 
hochwertigen Lehrausbildung auf die Position eines Facharbeiters 
in der Mehrzahl eine Fiktion darstellt, die mit der Realität wenig 
gemein hat. Damit zeigt sich bei der Lehrausbildung eine ähnliche 
Übergangsproblematik an der zweiten Schwelle wie bei anderen 
Ausbildungsgängen. Die Annahme von der Koppelung der Lehr­
lingsausbildung an die Entwicklung des betrieblichen Qualifikati­
onsbedarfs kann nicht mehr aufrecht erhalten werden. 

Zum einen ist der Vorstellung zu widersprechen, dass es sich bei 
der Lehrausbildung um eine qualitativ hochwertige Ausbildung 
handelt. Bei einer Befragung von etwa 1.500 Lehrlingen in Produk­
tionsberufen des Gewerbes und der Industrie zur Qualität der Aus­
bildung wurde festgestellt 12, dass etwa ein Drittel der Lehrlinge eine 
qualitätsvolle Ausbildung vorfindet, bei zwei Dritteln liegen Mängel 
vor. Die Qualität ist in größeren Betrieben und in Betrieben mit 
Lehrwerkstätte signifikant besser. Dies bedeutet, dass von den Be­
trieben die Ausbildung nicht immer als Investition in Humankapital, 
sondern oft als unmittelbar profitable Aktivität zur Reduktion der 
betrieblichen Kosten (etwa durch Einsparung an-Iungelernter Kräf­
te durch Lehrlinge oder Einsparungen von Einarbeitungskosten) 
verstanden wird. 

Auch zum Verlauf der Berufseinmündung wurden Anfang der 
90er Jahre mehrere Untersuchungen durchgeführt. Bei drei Befra­
gungen13 von Lehrabsolventlnnen zum Berufsverlauf nach der Lehr-

12 Vgl. Ofner, F.: Zur Berufseinmündung von Absolventen der Lehrausbildung und 
von Fachschulen. Klagenfurt 1993. 

13 Vgl. Ofner, F. : Zur Berufseinmündung von Absolventen der Lehrausbildung und 
von Fachschulen. Klagenfurt 1993, und Schneeberger, A.lBrunbauer, B.: Berufli-
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abschlussprüfung ergab sich ein Verbleib im erlernten Beruf von 
62 % bzw. 65 %. In verwandten Berufen beschäftigt sind 13 % bzw. 
10 %. Damit ist die Berufseinmündung von nahezu drei Viertel der 
LehrabsolventInnen durch einen kontinuierlichen Übergang vom 
Ausbildungs- in das Beschäftigungssystem geprägt. Das übrige Vier­
tel der AbsolventInnen verteilt sich auf junge Erwachsene, die ar­
beitslos sind (etwa 3 %), Personen, die sich in einer Ausbildungs­
maßnahme befinden (etwa 3 %) sowie Personen in Karenz oder 
Präsenz-/Zivildienst (10 %). 

Übersicht: Beruflicher Verbleib von LehrabsolventInnen 

OÖ-Studie Österreich- Kärnten-
(1) Studie (2) Studie (3) 

Im erlernten Beruf tätig 59% 65% 62% 

Innerhalb der Berufsgruppel 
in verwandtem Beruf 10% 10% 14% 

Aufstiegsbedingter Berufsgruppen-
wechsel, aber Verbleib im Lehrbetrieb 5% n.a. n.a. 

Anderer Verbleib 26% 25% 24% 

Gesamt 100% 100% 100% 

Erläuterung: (1) Blumberger et.al.; 3-4 Jahre nach Lehrabschluss; (2) ScheebergeriBrunbau­
er; 1 Jahr nach Lehrabschluss; (3) Ofner; 2 Jahre nach Lehrabschluss. 
Quelle: SchneebergeriBrunbauer 1994 

Die Untersuchung von Ofner14 zeigt weiterhin, dass unmittelbar 
nach dem Ende der Lehrzeit etwa 10% den Lehrbetrieb verlassen, 
nach sechs Monaten sind noch 56 % im Lehrbetrieb, nach zwei 
Jahren noch 36 %. Eine Studie auf der Grundlage von Sozialversi­
cherungsverläufen bei einer Stichprobe von Lehranfängern der Jahre 
1981 und 198515 zeigt noch geringere Verbleibsraten. Rund 17% der 
Kohorte 1981 und 24 % der Kohorte 1985 waren nicht weiter im 
Ausbildungsbetrieb beschäftigt (Unterbrechungen wegen Wehr­
bzw. Präsenzdienst wurden nicht berücksichtigt). Dabei ist zu be­
rücksichtigen, dass laut Berufsausbildungsgesetz der Lehrbetrieb 

eher Verbleib und Zukunftspläne von Lehrabsolventen. Jugendliche an der ,zweiten 
Schwelle' der beruflichen Laufbahn. Wien: ibw 1994, und Blumberger, W./Freund­
linger, A. et al.: Erfolgskontrolle der dualen Berufsausbildung. Zusammenfassung. 
Linz/Wien: IBE/ibw 1994. 

14 Siehe Fußnote 12. 
15 Brandei, F./Hofer, H./Lassnigg, L./Pichelmann, K.: Aspekte der Arbeitsmarktin­

tegration von Lehranfängern. Einige deskriptive Indikatoren für zwei Lehrlings­
kohorten aus den Jahren 1981 und 1985. Wien: IHS 1994. 
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verpflichtet ist, nach dem Ende des Lehrverhältnisses den Lehrling 
mindestens vier Monate im erlernten Beruf weiterzubeschäftigen. In 
einigen Kollektivverträgen wurden längere Behaltefristen verein­
bart, meist sechs Monate. Vor diesem Hintergrund ist eine kürzere 
Verweildauer im Ausbildungsbetrieb in erster Linie auf die Ent­
scheidungen der Lehrlinge zurückzuführen. Die Daten machen 
aber auch deutlich, dass nach Ablauf der vorgeschriebenen Behalte­
frist ein nicht unbeträchtlicher Anteil der Betriebe das Arbeitsver­
hältnis beendet. 

Übersicht: Dauer des Verbleibs im Lehrbetrieb 

Kohorte 1981 Kohorte 1985 

kein weiterer Verbleib 16,8% 24,0% 

> 0-1 Monat 4,6% 5,0% 

> 1 Monat-12 Monate 54,3% 43,8% 

> 1 Jahr-3 Jahre 15,5% 21,9% 

über 3 Jahre 8,8% 5,3% 

Quelle: Brande! et al. 1994 

Diese Befunde zum Verbleib von Lehrabsolventen machen deutlich, 
dass der Bezug des Systems der Lehrausbildung zum Beschäfti­
gungssystem doch weniger eng ist als bisher ausgenommen, da die 
Möglichkeiten eines direkten Übergangs von LehrabsolventInnen 
zu internen Arbeitsmärkten geringer sind. Gleichzeitig ist aber zu 
berücksichtigen, dass das Konzept der stabilen Erwerbstätigkeit im 
Sinne eines langfristigen unselbständigen Beschäftigungsverhältnis­
ses generell - also auch für ältere Altersgruppen - zunehmend 
erodiert. Dies zeigt sich unter anderem am hohen Umschlag bei 
der Auflösung und Neugründung von Beschäftigungsverhältnissen. 
Bei einem Durchschnittsbestand von 3,077 Mio. unselbständig Be­
schäftigten kam es in Österreich 1998 zu 1.672.900 Auflösungen von 
Beschäftigungsverhältnissen und gleichzeitig 1.719.500 Neuaufnah­
men16• Dabei fällt auf, dass es gerade in der Kohorte der 15- bis 
24-Jährigen zu einem überdurchschnittlich hohen Umschlag 
kommt. Während der Anteil dieser Altersgruppe an den unselbstän­
dig Beschäftigten bei 17 % liegt, beträgt der Anteil bei den Auf­
lösungen 29 %, bei den Neuaufnahmen 32 %. 

Dieser Befund legt nahe, dass es beim Übergang von der Aus­
bildung in Beschäftigung zu markanten Mobilitätsprozessen 

16 Vgl. Synthesis / WIFO: Arbeitsmarktvorschau 1999. Endbericht. Wien: AMS 1999. 
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kommt, die von beruflicher Umorientierung und der Suche nach 
dem Arbeitsplatz mit Wunschprofil geprägt sind. Dabei zeigt sich 
auch, dass nach der Erstbeschäftigung (im Rahmen des Lehrverhält­
nisses) viele junge Männer und Frauen die ursprüngliche Einstiegs­
branche verlassen und erst dann eine dauerhafte Beschäftigung fin­
denY Auf Makroebene zeigt sich dies in deutlichen Unterschieden 
der Branchenverteilung von 15- bis 19-jährigen und von 20- bis 
24-jährigen Beschäftigten. 

3.2 Verbleib von Absolventinnen im sekundären und tertiären 
Bildungssystem 

Die Ziele von berufsbildenden höheren Schulen (BHS) liegen einer­
seits in einer möglichst praxisnahen Ausbildung und andererseits in 
der Vorbereitung auf die Universität, wobei Letzteres immer mehr 
an Bedeutung gewinnt. Eine Studie von Lassnigg (1994) belegt18, 

dass 58 % der HTL-AbsolventInnen und 54 % der HAK-Absol­
ventInnen ein Studium aufnehmen. Die Zahlen von Studienanfän­
gerInnen anderer berufsbildender Schulen liegen zwar unter diesen 
Werten, sind aber mit rund 40 % noch immer relativ hoch. Prinzi­
piell ist ein relativ starker Konnex zwischen gewählter Studienrich­
tung und Fachrichtung der absolvierten BHS festzustellen. So ent­
scheiden sich beispielsweise HAK-AbsolventInnen vermehrt für 
sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen, woge­
gen HTL-AbsolventInnen eher die technische oder montanistische 
Universität besuchen. 

Allerdings fällt die Entscheidung für ein Studium oft erst, nach­
dem sich andere Karrierepläne als nicht realisierbar erweisen. Bei­
spielsweise haben sich 37% der studierenden HTL-AbsolventInnen 
vor der Entscheidung zum Universitätsbesuch erfolglos beworben. 

Besonders gut sind die Beschäftigungsaussichten gegenwärtig für 
Absolventlnnen der erst Anfang der 90er Jahre in Österreich einge­
führten Fachhochschulen. Den ersten vorliegenden Erfahrungen 
zufolge haben über 90 % der Studentinnen aus der AnfängerInnen­
kohorte die Fachhochschule auch abgeschlossen und nahezu alle 
AbsolventInnen haben anschließend eine Beschäftigung gefunden. 

17 Vgl. Biffl, G.: Zukunft der Arbeit - Beschäftigungssituation für Jugendliche. In: 
Arbeitsgemeinschaft für wissenschaftliche Wirtschaftspolitik (Hrsg.): Europäische 
Beschäftigungspolitik in der Arbeitswelt 2000. Wien: ÖGB 1999. 

18 Lassnigg, L.: Changing Pathways and Participation in VOTEC. Country Reprot 
Austria. Vienna 1994. 
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Informationen über die Dauer und Stetigkeit liegen jedoch nicht vor. 
Diese hohe Beschäftigungsquote kann als Indiz für die starke nach­
frageorientierte Implementierung der Studiengänge gewertet werden 
und bestätigt das relativ strikte Genehmigungsverfahren, bei dem 
unter anderem ein Bedarf an FHS-Absolventinnen durch eine Be­
darfsanalyse glaubhaft gemacht werden muss. 

Auch das Universitätsstudium ist gegenwärtig noch mit guten 
Beschäftigungsaussichten verbunden. Eine Studie des IHS belegt 
sogar, dass die Dauer der Einstiegsarbeitslosigkeit seit 1985 etwas 
gesunken ist. Dies kann auf ein intensiveres Suchverhalten der Stu­
dentinnen, ihre Bereitschaft, Beschäftigungsverhältnisse mit gerin­
ger Entlohnung anzunehmen und ihre reduzierten Erwartungen 
zurückgeführt werden. 19 

Nach den Ergebnissen einer IHS-Studie konnten beinahe 89 % 
der Stellensuchenden eine Beschäftigung finden. Etwa ein Drittel 
aller Absolventlnnen kann nach dem Universitätsabschluss bereits 
eine fixe Stellenzusage vorweisen bzw. hat die Möglichkeit, ein 
bereits während des Studiums begonnenes Beschäftigungsverhältnis 
fortzusetzen. Rund 20 % der Akademikerlnnen sind in "akademi­
sierten" Beschäftigungsverhältnissen tätig, d. h. dass für diese Tätig­
keit eigentlich kein akademischer Abschluss notwendig wäre. Etwa 
die Hälfte der Eintrittsstellen wird neu geschaffen. Trotzdem ist der 
Vorwurf der verstärkten Tätigkeit von Akademikerlnnen in nicht 
adäquaten Beschäftigungsverhältnisse nicht haltbar, da sowohl die 
Qualifikationsanforderungen am Arbeitsmarkt ständig steigen als 
auch die Entwicklungsmöglichkeiten an den jeweiligen Arbeitsplät­
zen zu berücksichtigen sind.lo 

3.3 Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zur Unterstützung 
der Berufseinmündung 

In der politischen Diskussion nimmt der immer brüchiger werdende 
Übergang vom Ausbildungs- in das Beschäftigungssystem gegen­
wärtig keine prominente Rolle ein. Im Vordergrund steht nach wie 
vor die Problematik an der ersten Schwelle (von der Schul- in die 
Berufsausbildung). Dies wird daran deutlich, dass die Lehrstellen­
förderung seit Mitte der 90er Jahre als zentrales Mittel zur Bekämp-

19 Vgl. dazu Mitterauer, L.!Reiter, W. (Hrsg.), Der Arbeitsmarkt für Akademiker­
Innen in Österreich. Wien: Wissenschaftsverlag 2000. 

20 Vgl. Lassnigg, L.: Zur Beschäftigung von HochschulabsolventInnen. Wien 1998. 
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fung des Rückgangs an Ausbildungsplätzen in Betrieben immer 
stärker an Bedeutung gewonnen hat. 

Die Daten zur Arbeitslosigkeit von 19- bis 24-Jährigen sowie 
Studien über den Verbleib von LehrabsolventInnen machen jedoch 
deutlich, dass es doch in nicht unbeträchtlichem Ausmaß Friktionen 
beim Übergang vom Ausbildungs- in das Beschäftigungssystem 
gibt. Gleichzeitig zeigt ein Blick auf das arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmenspektrum auch, dass diesem Problem keine Priorität 
zugewiesen wird, sondern die Beseitigung von Barrieren an der 
ersten Schwelle Vorrang hat. 

Einen zweiten Fokus der Arbeitsmarktpolitik bilden seit den 80er 
Jahren jene Jugendlichen, die am Arbeitsmarkt besonders benach­
teiligt gelten, wie Schul- und Lehrabbrecher, Absolventlnnen von 
Sonderschulen und Jugendliche mit sozialen und psychischen Beein­
trächtigungen.21 

Erst seit kurzem zeigt die Entwicklung des arbeitsmarktpoliti­
schen Instrumentariums eine Ausweitung von Maßnahmen insbe­
sondere für Jugendliche, die eine berufsbildende mittlere oder be­
rufsbildende höhere Schule absolviert haben. Allerdings weist das 
Angebot je nach Problemdruck eine deutliche regionale Varianz auf. 

Folgende Maßnahmetypen sind derzeit in Anwendung bzw. für die 
nähere Zukunft geplant: 
• Temporäre Beschäftigung: Über eine zeitlich befristete Anstel­

lung bei einer gemeinnützigen Arbeitskräfteüberlassungsfirma 
sollen niederösterreichische Absolventlnnen von mittleren und 
höheren Schulen die Möglichkeit erhalten, im Rahmen einer 
Überlassung Berufserfahrung zu sammeln und möglicherweise 
eine Übernahme durch den Beschäftiger zu erreichen. 

• Bewerbungscoaching: Über die Teilnahme an Maßnahmen zur 
aktiven Arbeitssuche soll es SchulabsolventInnen ermöglicht wer­
den, auch über informelle und betriebsinterne Stellenmärkte eine 
Beschäftigung zu finden. Einige Angebote zielen auch darauf ab, 
Bewerbungsunterlagen und Präsentationsmaterialen zu produzie­
ren, die die betreffenden jugendlichen BewerberInnen aus der 
Masse der BewerberInnen herausheben sollen (z. B. Gestalten 
einer Homepage für BewerberInnen). 

• Ergänzende Spezialausbildungen: Durch den Erwerb von zusätz­
lichen Spezialkenntnissen im Rahmen von Lehrgängen (z. B. be­
triebswirtschaftlicher Lehrgang, Sekretariatslehrgang, Ausbil-

21 Vgl. Mayer, K.: Arbeitsmarktpolitik für jugendliche Risikogruppen. Wien: IHS 
1999. 
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dung zum Wirtschafts assistenten) soll AbsolventInnen von AHS 
und BHS ein Konkurrenzvorteil gegenüber den anderen Schul­
absolventInnen verschafft werden. 

Mit diesen "Brückenangeboten" wurden erstmals Maßnahmen 
initiiert, die nicht mehr auf die Zielgruppe von benachteiligten Ju­
gendlichen abstellen, also beispielsweise jenen, die eine Ausbildung 
abgebrochen haben, sondern bei denen auf die Schwierigkeit der 
Berufseinmündung generell abgestellt wird. Allerdings zeigt sich, 
dass das Schwergewicht auf Absolventlnnen höherer Schulen liegt. 
Aufgrund des kurzen Erfahrungshintergrunds liegen noch keine 
Befunde zum Integrationsnutzen dieser Brückenangebote vor. 

N eben diesen speziell auf die Zielgruppe der SchulabsolventInnen 
zugeschnittenen arbeitsmarktpolitischen Angeboten steht der Ziel­
gruppe der Jugendlichen mit Berufsabschluss das gesamte Spektrum 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen offen. 
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mit ihren Betriebsschließungen, Fusionen, Produ . 
lobalisierung) haben zu einer Reduzierung der Aus­

".,:rnlA/r:>llender Ausbildungslosigkeit und einer verminder-

ichen an der zweiten Schwelle geführt. Im Osten der 
eisten Betriebe ihre qualifizierten Belegschaften aus 

Arbeitskräften der mittleren Altersgruppen rekrut iert . 
Arbeitsmärkte für junge Menschen (vor allem fü r die 

le Integration zumindest eines Teils der nächsten Genera­
icklung bedroht. 

e von jungen Menschen beim Berufseinstieg, ih re schwie­
die verschärften Selektionsprozesse im Übergang von der 

rden in diesem Band analysiert . Außerdem werden praxisna 
'elsweise vom Generalsekretär des BIBB, Berlin, Helmut Pütz -

Konzepte für benachteiligte Jugendliche vorgestellt . 




